
muss vor der Äußerung von Kritik an der Digitalisierung
des Empfangsbekenntnisses in die Betrachtung einge-
stellt werden, dass das eEB letztlich ein Kompromiss im
Gesetzgebungsverfahren war, durch das insbesondere
die Rechtsanwaltschaft die Privilegierung hinsichtlich
des Fristbeginns durch das sog. „voluntative Element“
für sich erhalten hat. Das Interesse der Justiz wäre es
gewesen, den Fristlauf mitwirkungsunabhängig stets
mit der elektronischen Übermittlung in Gang zu setzen.

Mithin sollte dem eEB eine Chance gegeben werden.
Dem alten EB-Formular und dem stupiden und fehleran-
fälligen Abtippen der Empfangsdaten weint in den Post-
und Geschäftsstellen der Gerichte jedenfalls niemand
eine Träne nach.

Für Rechtsanwaltsgesellschaften zu begrüßen wäre
eine (neue) gesetzliche Regelung, die klarstellt, dass
auch in einer Rechtsanwaltsgesellschaft eine verfah-
rensführende Rechtsanwältin bzw. ein verfahrensfüh-
render Rechtsanwalt mit ihrem/seinem eigenen beA Zu-
stellungsadressat/in sein kann. Dies könnte beispiels-
weise entsprechend der Regelung für Syndikusanwälte
mit einem weiteren beA-Postfach, das gesondert für die
Nutzung bei Tätigkeit für die Gesellschaft eingerichtet
wird, gelöst werden. Ebenso kommt in Betracht, bei der
vielfach geforderten Einführung von elektronischen
Kanzleipostfächern eine Regelung für Rechtsanwalts-
gesellschaften zu finden.26

26 Müller, NZA 2019, 825, 827.

Im Übrigen erscheint dagegen gerade im elektroni-
schen Zustellungsrecht eher gesetzgeberische Zurück-
haltung geboten; der elektronische Rechtsverkehr spielt

sich in der Praxis mehr und mehr ein. Insbesondere sind
es zunehmend nicht mehr nur Fachgerichte, die auch
aktiv elektronische Posteingänge erzeugen, sondern
auch die ordentliche Gerichtsbarkeit schließt langsam
auf. Dadurch verfestigen sich Verfahrensabläufe in den
Gerichten und Kanzleien; es kommt Routine und eine
gewisse Normalität im Umgang mit dem elektroni-
schen Rechtsverkehr auf. Zu beachten ist ferner, dass
die aktive Nutzungspflicht vor der Tür steht – der
1.1.2022 ist nicht mehr fern –, mit der Folge, dass zahl-
reiche Kanzleien und Behörden nunmehr ihre organisa-
torischen und technischen Planungen abschließen.

Die jüngst am 14.11.2019 beschlossene gesetzliche
Veränderung ist daher unter Akzeptanzgesichtspunkten
kontraproduktiv. Die Ergänzung des § 174 IV 5 ZPO
durch Art. 2 Nr. 7 des Gesetzes zur Regelung der Wert-
grenze für die Nichtzulassungsbeschwerde in Zivilsa-
chen, zum Ausbau der Spezialisierung bei den Gerich-
ten sowie zur Änderung weiterer zivilprozessrechtlicher
Vorschriften mit der (einseitigen) Möglichkeit des Ge-
richts anstelle eine eEB ein konventionelles EB-Formular
als elektronisches Dokument anzufordern, stellt letztlich
sogar ein gewisses Fehlerrisiko dar, muss der Empfän-
ger doch auf die jeweilige Anforderung richtig handeln.
Reagiert der Empfänger falsch, wäre die Zustellung
mangelhaft bewirkt. Die Heilung des Zustellungsman-
gels erfolgt zwar ohne Weiteres gem. § 189 ZPO – aber
der Zeitpunkt der Bewirkung der Zustellung wäre dann
nicht mehr unbedingt sicher.27

27 S. hierzu oben II V.

ANWALTLICHE HINWEISPFLICHTEN NACH DEM
VERBRAUCHERSTREITBEILEGUNGSGESETZ
PROF. DR. REINHARD GAIER UND RECHTSANWÄLTIN DR. SYLVIA RUGE*

* Der Autor Gaier ist Richter des BVerfG a.D. und Schlichter der Schlichtungsstelle
der Rechtsanwaltschaft; die Autorin Ruge ist Rechtsanwältin und Wirtschaftsmedi-
atorin in Berlin und Geschäftsführerin der Schlichtungsstelle.

Das Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG) verlangt
seit dem 1.2.2017 von Unternehmern, dass sie darüber
aufklären, ob und gegebenenfalls bei welcher Verbrau-
cherschlichtungsstelle sie an Verfahren zur außerge-
richtlichen Streitbeilegung teilnehmen. Die Schlich-
tungsstelle der Rechtsanwaltschaft ist eine Verbrau-
cherschlichtungsstelle im Sinne des VSBG. Die Hinweis-
pflichten nach dem VSBG gelten auch für Rechtsanwäl-
tinnen und Rechtsanwälte. Der BGH hat nun zwei Urtei-
le zu den Hinweispflichten erlassen. Diese haben un-
mittelbare Auswirkungen auf die Formulierungsmög-
lichkeiten der Unternehmer. Die Autoren erläutern die-

se Urteile, setzen sich mit ihnen auseinander und ge-
ben Formulierungshinweise.

I. EINLEITUNG

Mit dem VSBG ist die EU-Richtlinie über die alternative
Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten1

1 Richtlinie 2013/11/EU des Europäischen Parlaments und des Rates v. 21.5.2013
über die alternative Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und zur Ände-
rung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2009/22/EG (ADR-
Richtlinie).

in na-
tionales Recht umgesetzt worden. Unternehmer treffen
nach den §§ 36, 37 VSBG Informationspflichten. Zu un-
terscheiden ist die Allgemeine Informationspflicht nach

GAIER/RUGE, ANWALTLICHE HINWEISPFLICHTEN NACH DEM VERBRAUCHERSTREITBEILEGUNGSGESETZ

AUFSÄTZE BRAK-MITTEILUNGEN 6/2019

283



§ 36 VSBG und die Informationspflicht nach Entstehen
der Streitigkeit nach § 37 VSBG.

Gemäß § 36 VSBG muss ein Unternehmer, der eine
Website unterhält oder Allgemeine Geschäftsbedingun-
gen verwendet, den Verbraucher leicht zugänglich, klar
und verständlich in Kenntnis davon setzen, inwieweit er
bereit oder verpflichtet ist, an Streitbeilegungsverfah-
ren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle teilzuneh-
men, und auf die zuständige Verbraucherschlichtungs-
stelle hinweisen, wenn er zur Teilnahme verpflichtet ist.
Von dieser Informationspflicht ausgenommen sind Un-
ternehmer, die am 31. Dezember des vorangegange-
nen Jahres zehn oder weniger Personen beschäftigt ha-
ben (§ 36 III VSBG). Gemäß § 37 VSBG hat der Unter-
nehmer den Verbraucher auf eine für ihn zuständige
Verbraucherschlichtungsstelle unter Angabe von deren
Anschrift und Website hinzuweisen, wenn die Streitig-
keit über einen Verbrauchervertrag durch den Unter-
nehmer und Verbraucher nicht beigelegt werden konn-
te. Dieser Hinweis muss in Textform erfolgen.

Diese Informationspflichten gelten auch für Rechtsan-
wältinnen und Rechtsanwälte. Diese sind nicht zur Teil-
nahme an Schlichtungsverfahren bei der Schlichtungs-
stelle der Rechtsanwaltschaft verpflichtet. Es handelt
sich um ein rein freiwilliges Verfahren. Daher müssen
Rechtsanwälte darüber informieren, ob und inwiefern
sie bereit sind, an Verfahren bei der Schlichtungsstelle
der Rechtsanwaltschaft teilzunehmen.

Die Allgemeine Informationspflicht nach § 36 VSBG
trifft aber nur Rechtsanwälte, die mehr als zehn Perso-
nen beschäftigt und eine Website unterhalten oder All-
gemeine Geschäftsbedingungen (z.B. Mandatsbedin-
gungen) verwenden. Die Informationspflicht nach Ent-
stehen der Streitigkeit gem. § 37 VSBG trifft alle Rechts-
anwälte. Es kommt also nicht auf die Anzahl der Mitar-
beiter, Betreiben einer Website oder ähnliches an.

II. URTEILE DES BGH VOM 21.8.2019

1. INHALT DER ENTSCHEIDUNGEN
In seinem Urteil vom 21.8.2019 (VIII ZR 263/18), das
die Hinweispflicht nach § 36 I Nr. 2 VSBG zum Gegen-
stand hat, stellt der BGH ausdrücklich fest, dass die Er-
klärung eines Unternehmers, er sei zur Teilnahme zwar
nicht verpflichtet, dennoch aber „... zur Teilnahme an
einem Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucher-
schlichtungsstelle grundsätzlich bereit“, nicht den An-
forderungen an eine leicht zugängliche, klare und ver-
ständliche Information nach § 36 I Nr. 1 VSBG genüge
(Rn. 52). Die Angabe „grundsätzlich“ entbehre der not-
wendigen Klarheit, in welchen Fällen der Unternehmer
zu einer solchen Mitwirkung bereit sei.

Der BGH verweist auf den „breiten Bedeutungsgehalt“
des Begriffs „grundsätzlich“ und ist der Ansicht, einem
durchschnittlichen Verbraucher erschließe sich schon
nicht, ob der Unternehmer „aus Prinzip und ohne Aus-

nahme“ oder „im Prinzip, mit dem Vorbehalt bestimm-
ter Ausnahmen...“ zur Mitwirkung an einem Streitbeile-
gungsverfahren bereit sei. Für den letztgenannten Fall
bleibe zudem unklar, unter welchen Bedingungen sich
der Unternehmer auf ein Streitbeilegungsverfahren ein-
lassen werde; denn es fehle an „hinreichend trennschar-
fen Kriterien“ zur Beschreibung der Konstellationen, in
denen Teilnahmebereitschaft bestehe. Zwar handelt es
sich bei dieser Urteilspassage um ein obiter dictum, die
betreffenden Ausführungen schienen dem Senat aber
wichtig genug, um aus ihnen einen der Leitsätze des Ur-
teils zu formulieren.

Zur Begründung verweist der Senat auf ein am selben
Tag ergangenes Urteil, das unmittelbar die Hinweis-
pflicht nach § 36 I Nr. 1 VSBG betrifft (VIII ZR 265/18).
Dort hatte ein Unternehmer auf seiner Webseite – und
nahezu gleichlautend auch in seinen Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen – zunächst darüber informiert, dass
er nicht verpflichtet sei, an einem Streitbeilegungsverfah-
ren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle teilzuneh-
men, und dem als zweiten Satz angefügt: „Die Bereit-
schaft dazu kann jedoch im Einzelfall erklärt werden.“

Dem BGH genügte dies zur Erfüllung der Informations-
pflicht nach § 36 I Nr. 1 VSBG nicht. Der Vorschrift sei
ein „striktes Klarheits- und Verständlichkeitsgebot“ zu
entnehmen und die hieraus folgenden Anforderungen
seien nicht nur an die Erklärungen bezüglich einer be-
stehenden Teilnahmeverpflichtung oder einer vorhande-
nen oder fehlenden Teilnahmebereitschaft des Unter-
nehmers zu stellen, sondern auch auf die Mitteilung zu
erstrecken, in welchen Fällen bzw. in welchem Umfang
(„inwieweit“) der Unternehmer verpflichtet oder bereit
sei, sich auf ein Streitbeilegungsverfahren vor einer Ver-
braucherschlichtungsstelle einzulassen.2

2 BGH, Urt. v. 21.8.2019 – VIII ZR 265/18 Rn. 28.

Auf der Grund-
lage einer teleologischen und historischen Interpreta-
tion der Norm3

3 BGH, a.a.O. Rn. 34 ff.

gelangt der Senat zu dem Ergebnis,
dass im Fall einer nur teilweise gegebenen Teilnahme-
bereitschaft der Unternehmer die Konstellationen, in
denen eine Teilnahmebereitschaft besteht, „hinreichend
bestimmbar beschrieben“ sein müssen.4

4 BGH, a.a.O. Rn. 39.

Die erfassten
Fälle seien so klar zu umschreiben, dass zuverlässig be-
urteilt werden könne, auf welche Fallgestaltungen sich
die Teilnahmebereitschaft erstrecke.5

5 BGH, a.a.O. Rn. 45.

Dies erfordere
letztlich die Angabe von aus Sicht eines durchschnitt-
lichen Verbrauchers hinreichend trennscharfen Kriteri-
en, wofür nach Ansicht des BGH insb. die Festlegung
bestimmter Streitwertober- oder -untergrenzen, die Be-
schränkung auf bestimmte Kategorien von Verträgen,
die Einschränkung auf nur innerhalb von konkret be-
zeichneten Zeiträumen abgeschlossene Verträge sowie
unter Umständen auch die Beschränkung auf bestimm-
te Streitgegenstände in Betracht kommen soll.6

6 BGH, a.a.O. Rn. 51.
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2. KRITIK
Diese Rechtsprechung des BGH zu § 36 I Nr. 1 VSBG
vermag nicht zu überzeugen.7

7 Vgl. dazu Ruge, NJW 2019, 3592 f.

Allerdings verkennt der
Senat keineswegs die Systematik der Hinweis- und Infor-
mationspflichten der §§ 36, 37 VSBG. Völlig zutreffend
geht er von „gestaffelten“ Mitteilungen an den Verbrau-
cher aus, der in einem ersten Schritt gem. § 36 I Nr. 1
VSBG schon im Vorfeld eines möglichen Vertragsschlus-
ses unterrichtet werden soll, inwieweit der Unterneh-
mer generell zur Mitwirkung an einem Streitbeilegungs-
verfahren verpflichtet oder auch nur dazu bereit ist.8

8 BGH, Urt. v. 21.8.2019 – VIII ZR 265/18 Rn. 41.

Zusätzlich soll der Verbraucher nach § 36 I Nr. 2 VSBG
nur im Fall einer gesetzlichen oder rechtsgeschäftlichen
Teilnahmeverpflichtung des Unternehmers auch auf die
zuständige Verbraucherschlichtungsstelle hingewiesen
werden. Hierzu hat der Senat in der bereits erwähnten
Entscheidung VIII ZR 263/18 überzeugend ausgeführt,
dass allein die Erklärung der Teilnahmebereitschaft
noch keine Hinweisverpflichtung nach § 36 I Nr. 2
VSBG auszulösen vermag.

a) INDIVIDUELLE UNTERRICHTUNG DES VERBRAUCHERS
ÜBER DIE TEILNAHMEBEREITSCHAFT

Der zweite Schritt zur Information des Verbrauchers ist
in § 37 VSBG für den Fall einer aufgekommenen Streitig-
keit geregelt: Nun muss der Verbraucher individuell da-
rüber unterrichtet werden, ob sich der Unternehmer im
vorliegenden Fall auf eine Verbraucherstreitschlichtung
einlässt oder nicht.9

9 BGH, a.a.O.

Wichtig ist, dass auch der BGH nicht
in Frage stellt, sondern im Gegenteil ausdrücklich betont,
dass diese Entscheidung im konkreten Fall „in Überein-
stimmung oder in Abweichung zu den im Vorfeld des Ge-
schäftsabschlusses gemachten Angaben“ erfolgen kann.

Die Informationen über eine Teilnahmebereitschaft des
Unternehmers auf seiner Website oder in seinen AGB
nach § 36 I Nr. 1 VSBG binden ihn also nicht, vielmehr
bleibt der Unternehmer, der zur Teilnahme weder durch
Rechtsvorschriften verpflichtet ist noch sich zu einer Teil-
nahme rechtsgeschäftlich verpflichtet hat, in seiner Ent-
scheidung im Einzelfall völlig frei. Der Gesetzgeber hat
eben, wie der BGH herausstellt,10

10 BGH, a.a.O. Rn. 44.

im Einklang insbeson-
dere mit Erwägungsgrund 49 der ADR-Richtlinie die
Freiwilligkeit der Teilnahme zum Grundprinzip der alter-
nativen Streitschlichtung erhoben.

Auf dieser Grundlage distanziert sich der BGH nicht nur
von der verfehlten Wortwahl des Berufungsgerichts,
das von einer „Festlegung“ des Unternehmers durch die
Angaben nach § 36 I Nr. 1 VSBG gesprochen hatte,11

11 BGH, a.a.O. Rn. 39.

sondern verneint wegen des nicht beschnittenen Ent-
scheidungsspielraums des Unternehmers auch eine Be-
einträchtigung seiner durch Art. 12 GG geschützten Be-
rufsfreiheit.12

12 BGH, a.a.O. Rn. 44.

Erfreulicherweise betont der Senat auch,

dass zur Begründung einer Teilnahmeverpflichtung
eines nicht gesetzlich verpflichteten Unternehmers
nicht schon dessen Erklärung über eine Teilnahmebe-
reitschaft nach § 36 I Nr. 1 VSBG genügt: diese Angabe
sei als „reine Information“ einzustufen, während eine
Verpflichtung zur Mitwirkung einer „(gesonderten)
rechtsgeschäftlichen Erklärung“ bedürfe.13

13 BGH, a.a.O. Rn. 46.

b) RASCHE KLARHEIT ÜBER EINE REVIDIERBARE
ENTSCHEIDUNG?

Zutreffend ist ohne Zweifel auch ein weiteres Element
der vom BGH vorgenommenen Auslegung des § 36 I
Nr. 1 VSBG. Da die Vorschrift in erster Linie zur Umset-
zung der ADR-Richtlinie dient, lässt sich auch das mit
ihr verfolgte Ziel anhand der europarechtlichen Vorga-
ben bestimmen.14

14 BGH, a.a.O. Rn. 35.

Es geht in den Worten des BGH da-
rum, dem Verbraucher durch die erforderlichen Hinwei-
se „rasch Klarheit über die Haltung des Unternehmens
bezüglich einer Verbraucherstreitschlichtung in künfti-
gen Streitfällen zu verschaffen“.15

15 BGH, a.a.O. Rn. 39.

Allerdings kann dieser Regelungszweck unmittelbar le-
diglich den Bereich betreffen, den die ADR-Richtlinie er-
fasst und den Mitgliedstaaten zur Umsetzung vorgibt –
und dies sind nach Art. 13 I und II der ADR-Richtlinie In-
formationspflichten nur für solche Unternehmer, die
„sich verpflichten oder verpflichtet sind“, Schlichtungs-
stellen zur Beilegung von Streitigkeiten mit Verbrau-
chern einzuschalten. Der deutsche Gesetzgeber hat da-
gegen „Gold Plating“ betrieben und die Richtlinie über-
schießend umgesetzt, als er die Informationspflicht – in
zulässiger Weise – über teilnahmeverpflichtete hinaus
auf nur teilnahmebereite Unternehmer erstreckte. Vom
BGH wird dies keineswegs übersehen,16

16 BGH, a.a.O. Rn. 35 ff.

allerdings zieht
der Senat daraus nicht die gebotenen Schlussfolgerun-
gen, sondern legt, weil die Gesetzesmaterialien keine
abweichende Zielsetzung beschreiben, den Regelungs-
zweck der ADR-Richtlinie auch der nicht determinierten
Regelung des nationalen Gesetzgebers zugrunde.17

17 BGH, a.a.O. Rn. 37.

Abgesehen davon, dass bloßes Schweigen im Rechtsle-
ben grundsätzlich ohne Erklärungswert ist, übersieht
der Senat, dass sich in Fällen bloßer Teilnahmebereit-
schaft im Unterschied zu den Fällen der Teilnahmever-
pflichtung die bezweckte „rasche Klarheit“ typischer-
weise gar nicht erreichen lässt und daher dem Gesetz-
geber auch nicht als Ziel unterstellt werden kann.

Ist ein Unternehmer nämlich zur Teilnahme am Schlich-
tungsverfahren – aufgrund einer gesetzlichen Regelung
(wie etwa § 111b EnWG) oder aufgrund einer ihn bin-
denden rechtsgeschäftlichen Erklärung – verpflichtet,
so ist der weitere Verlauf unausweichlich vorgegeben:
Der verpflichtete Unternehmer kann sich dem Schlich-
tungsverfahren auch im konkreten Fall nach Aufkom-
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men einer Streitigkeit nicht mehr entziehen und ist da-
her in der Lage, dem Verbraucher schon im Vorfeld des
Vertragsschlusses durch die Information nach § 36 I
Nr. 1 VSBG über seine Mitwirkung am Schlichtungsver-
fahren die zu Recht geforderte rasche Klarheit zu ver-
schaffen. Besteht die Teilnahmeverpflichtung nicht
schlechthin, sondern nur unter bestimmten Vorausset-
zungen, so spricht auch nichts dagegen, im Interesse
einer verlässlichen Information des Verbrauchers für
die erfassten Konstellationen mit dem BGH die Angabe
hinreichend trennscharfer Kriterien zu verlangen.

Anders liegen die Dinge aber bei einer bloßen Teilnah-
mebereitschaft des Unternehmens. Hier ist der weitere
Verlauf von der Anbahnung des Vertragsverhältnisses
bis zum Entstehen einer Streitigkeit gerade nicht sicher
vorhersehbar, sondern von der freien Entscheidung des
Unternehmers abhängig. Die nach § 36 I Nr. 1 VSBG
im Vorfeld erteilte Information hinsichtlich seiner Teil-
nahmebereitschaft bindet den Unternehmer – wie ja
auch der BGH betont – in keiner Weise. So kann er über
seine fehlende Teilnahmebereitschaft informieren, sich
dann aber im Einzelfall doch für eine Teilnahme ent-
scheiden, und er kann umgekehrt über eine uneinge-
schränkte Teilnahmebereitschaft informieren, dann
aber nach Entstehen der konkreten Streitigkeit eine Teil-
nahme an der Streitschlichtung doch verweigern.

Selbst wenn er auf seiner Webseite oder in seinen Allge-
meinen Geschäftsbedingungen die Mitwirkung von
trennscharfen Kriterien abhängig gemacht hat und die-
se Voraussetzungen im konkreten Fall auch erfüllt sind,
hindert das den Unternehmer nicht, die Teilnahme im
Nachhinein abzulehnen. Auch hier gilt umgekehrt, dass
der Unternehmer sich entgegen seiner zunächst erteil-
ten Information auch im einzelnen Streitfall auf eine
Schlichtung einlassen kann, wenn die von ihm selbst ge-
setzten Bedingungen für seine Teilnahme nicht gegeben
sind. Dies zeigt: Die erstrebte rasche Klarheit durch ver-
lässliche Information kann der Verbraucher von einem
Unternehmer, der zur Teilnahme an einem Verbraucher-
streitbeilegungsverfahren nicht verpflichtet ist und sich
hierzu auch nicht verpflichtet hat, in den Fällen des
§ 36 I Nr. 1 VSBG niemals erhalten. Es handelt sich in
diesem Stadium der rechtsgeschäftlichen Beziehungen
– wie der BGH zutreffend formuliert18

18 BGH, a.a.O. Rn. 49.

– immer nur um
revidierbare Entscheidungen.

c) FAZIT

Wird dies bedacht, so führt die Information, der Unter-
nehmer behalte es sich vor, „im Einzelfall“ über seine Teil-
nahme an der Streitschlichtung zu entscheiden, aus Sicht
des Verbrauchers zwar nicht zu rascher Klärung, die sich
hier ohnehin nicht erreichen lässt, gibt aber doch immer-
hin die tatsächliche Situation verlässlich wieder. Teilt
man die Bedenken des BGH zu einem breiten Bedeu-
tungsgehalt nicht und versteht „grundsätzlich“ im Sinne
von „im Prinzip, mit dem Vorbehalt bestimmter Ausnah-

men, in der Regel, im Allgemeinen“,19

19 BGH, Urt. v. 21.8.2019 – VIII ZR 263/18 Rn. 52.

so kann auch diese
Formulierung die Entscheidungsfreiheit des Unterneh-
mers im konkreten Streitfall zutreffend schildern.

Mit den hier erörterten Entscheidungen hat sich der
BGH allerdings für einen anderen Weg entschieden, der
den Verbraucher durch anscheinend verlässliche Infor-
mation rasch zu vermeintlicher Klarheit führt. Die Praxis
wird sich darauf einstellen und ihre nach Maßgabe des
§ 36 I Nr. 1 VSBG erteilten Informationen auf Websei-
ten und in AGB anpassen müssen.

III. AUSWIRKUNGEN

Die zu erteilenden Hinweise nach dem VSBG dürfen
nach den oben genannten Urteilen des BGH keine allge-
meinen Einschränkungen wie „grundsätzlich bereit, an
Streitbeilegungsverfahren teilzunehmen“ oder „Die Teil-
nahmebereitschaft kann in Einzelfällen erklärt werden“
enthalten. Unternehmer und damit auch Rechtsanwälte
sollten Hinweise zur Teilnahmebereitschaft auf ihren
Websites und ihren Allgemeinen Geschäftsbedingungen
klar und unmissverständlich formulieren. Der sicherste
Weg sind eindeutige Aussagen, ob Bereitschaft zur Teil-
nahme an Streitbeilegungsverfahren der Schlichtungs-
stelle der Rechtsanwaltschaft besteht oder nicht. Ein-
schränkungen sind nur hinsichtlich klar abgrenzbarer
allgemeiner Fallgestaltungen, wie z.B. bestimmte Streit-
werte, möglich. Bei jeder anderen Einschränkung, die als
bloßer Einzelfallvorbehalt gewertet werden könnte, be-
steht die Gefahr, auf Unterlassung nach § 2 I, II Nr. 12
UKlaG i.V.m. § 36 I Nr. 1 VSBG sowie Erstattung der Ab-
mahnkosten in Anspruch genommen zu werden.

Mit den eindeutigen Angaben, zur Teilnahme an einem
Schlichtungsverfahren bereit oder nicht bereit zu sein,
ist keine Festlegung für die Situation getroffen, dass es
im konkreten Fall zu einer Streitigkeit kommt und die
Hinweispflicht nach § 37 VSBG aktiviert wird. Wie be-
reits ausgeführt wurde, stellt auch der BGH nicht in Fra-
ge, dass es sich bei der Information nach § 36 I Nr. 1
VSBG um eine „revidierbare Entscheidung“ handelt. Da-
mit sind die Rechtsanwälte, die auf der Webseite oder
in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen über ihre
fehlende Teilnahmebereitschaft informiert haben, nicht
gehindert, sich im Einzelfall für eine Teilnahme am
Schlichtungsverfahren zu entscheiden, wie umgekehrt
auch Rechtsanwälte, die auf ihre Teilnahmebereitschaft
hingewiesen haben, im konkreten Streitfall ein Schlich-
tungsverfahren ablehnen können.

Daher sind folgende Formulierungen zu empfehlen:

„Rechtsanwälte XY sind zur Teilnahme an Streitbeile-
gungsverfahren bei der Schlichtungsstelle der Rechts-
anwaltschaft bereit.“ oder

„Rechtsanwälte XY sind zur Teilnahme an Streitbeile-
gungsverfahren bei der Schlichtungsstelle der Rechts-
anwaltschaft nicht bereit.“
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Die in BRAK-Mitt. 2016, 271 ff. veröffentlichten Muster-
formulierungen sollten nicht mehr verwendet werden.
Diese Formulierungsbeispiele wurden kurz vor Inkraft-
treten der Hinweispflichten am 1.2.2017 gegeben.
Nunmehr ist die aktuelle höchstrichterliche Rechtspre-
chung zu beachten, auch wenn diese durchaus kritisiert
werden kann.

IV. GRÜNDE FÜR TEILNAHMEBEREITSCHAFT

Erfreulicherweise sind ca. 90 % der von einem Schlich-
tungsverfahren betroffenen Rechtsanwälte bereit, an
einem Verfahren bei der Schlichtungsstelle der Rechts-
anwaltschaft teilzunehmen. Das Schlichtungsverfahren
bietet eine Reihe von Vorteilen für Rechtsanwälte:

Das Verfahren ist kostenlos und zügig. Die Bereitschaft,
an außergerichtlichen Streitbeilegungsverfahren teilzu-
nehmen, zeigt ein dem besonderen Vertrauensverhält-
nis zwischen Rechtsanwälten und Mandanten entspre-
chendes Konfliktmanagement. Dies kann zu einer weite-
ren Steigerung der Mandantenzufriedenheit und Man-
dantenbindung beitragen.

Trotz Teilnahme an einem Verfahren bei der Schlichtungs-
stelle der Rechtsanwaltschaft kann jede Partei nach Er-
halt des Schlichtungsvorschlages entscheiden, diesen an-
zunehmen oder abzulehnen. Der Rechtsweg steht den
Parteien nach einem gescheiterten Schlichtungsverfah-
ren weiterhin offen. Ein Schlichtungsvorschlag enthält
nicht immer ein gegenseitiges Nachgeben, sondern kann
auch vollständig zugunsten einer Partei erfolgen, z.B.
wenn die streitgegenständliche Rechnung nicht zu bean-
standen ist, wird vorgeschlagen, dass der Mandant die
Rechnung vollständig begleichen soll.

Auch Rechtsanwälte können einen Antrag auf Schlich-
tung bei der Schlichtungsstelle der Rechtsanwaltschaft
einreichen, z.B. wenn die Rechnung nicht bzw. nicht voll-
ständig vom Mandanten beglichen worden ist.

V. HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sollten im Hin-
blick auf die genannten BGH-Urteile ihre Formulierun-
gen der Informationspflichten überprüfen und gegebe-
nenfalls anpassen, um Abmahnungen zu vermeiden.

DIE ENTWICKLUNG DES FACHANWALTSRECHTS IM JAHR 2019
RECHTSANWALT DR. DIRK ENGEL*

* Der Autor ist Rechtsanwalt und Fachanwalt für Erbrecht in Potsdam und Mitglied
der Satzungsversammlung bei der Bundesrechtsanwaltskammer. Er gehört dem
Ausschuss 1 – Fachanwaltschaften – an.

Der nachfolgende Beitrag befasst sich im Anschluss an
den Bericht in Heft 6/20181

1 Engel, BRAK-Mitt. 2018, 291.

mit der Entwicklung des
Fachanwaltsrechts seit November 2018. Er behandelt
sowohl die Normsetzung unter besonderer Beachtung
der Tätigkeit der Satzungsversammlung als auch die
Rechtsprechung in Fachanwaltssachen.

I. GESETZ- UND SATZUNGSGEBUNG

1. BESCHLÜSSE DER SATZUNGSVERSAMMLUNG
a) 7. SITZUNG VOM 26.11.2018

aa) FACHANWALT FÜR SPORTRECHT

Die Satzungsversammlung hat die Einführung des Fach-
anwalts für Sportrecht beschlossen. Nach § 5 I lit. x
FAO ist zur Erlangung der Fachanwaltsbezeichnung die
Bearbeitung von 80 sportrechtlichen Fällen erforderlich,
wovon mindestens 20 Fälle rechtsförmliche Verfahren
betreffen müssen, zu denen die Verfahren vor Sportver-
bandsgerichten, Schlichtungs- oder Schiedsverfahren
ebenso gehören wie außergerichtliche Rechtsbehelfs-

verfahren und sonstige Gerichtsverfahren. Die Fälle
müssen sich mindestens auf drei verschiedene Bereiche
des § 14q Nr. 1, 3 bis 11 beziehen, dabei auf jeden die-
ser drei Bereiche mindestens fünf Fälle.

Zu den gem. § 14q FAO nachzuweisenden besonderen
Kenntnissen im Fachgebiet Sportrecht gehören das
selbstgesetzte Recht der Sportverbände im Rahmen der
Verbandsautonomie und deren Organisationsstruktu-
ren, dabei insbesondere die Satzungen und Statuten
nationaler und internationaler Sportorganisationen
ebenso wie die nationale und internationale Sportver-
bands- und -Schiedsgerichtbarkeit, der Schutz vor Sport-
manipulationen, insbesondere durch sog. Doping, das
Recht des Sponsorings, der staatlichen Sportförderung
und Subventionsrecht wie auch das Sportwettrecht und
das Sportvertragsrecht. Hinzukommen die sportrechtli-
chen Bezüge des Ordnungswidrigkeiten- und Straf-
rechts, des Medienrechts sowie des nationalen und in-
ternationalen Haftungsrechts wie auch weiterer Rechts-
gebiete.

Der Einführung der Fachanwaltschaft war eine intensi-
ve Diskussion im Ausschuss 1 – Fachanwaltschaften –
vorausgegangen. In deren Ergebnis konnte festgestellt
werden, dass das Sportrecht praktisch und wissen-
schaftlich zu einem wichtigen Arbeitsfeld für Juristen
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